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Zudcnr ri.ickt clas Urteil /løø Zambrano eine weitere SpaIr-

nungslagc ins lllickfeld: clas Verhälmis des EttGH zttm
Unionsgesetzgebcr. Dic knappe Urteilsbegründung igroriert
rvcitgchencl die Vorgaben des gcltenden Sekundärrechts zur
Freiãtigigkeit und ãur Migrationspolitik. Unter Rückgriff
arrf dðn Kcrnbcreiclt verleiht der EuGII ein Rccht, clas

*'eclcr dic Unionsbürgerrichtlinie noch die Grundrechtcjudi-
k¿ìtur des /rGMR zr¡ tragen vermögen. In .Folger,rrteilen

n,ircl Lt¡xcnrburg clcm geschriebencn Ptirnär- uncl Sekundär-
recht rrrchr Rcspekt zollcn nliissen. r\uch aus dicsem Grund

sirrd die Auswirkungen des Urteils möglichcrrvcise nicht so

weitreichend rvie eini erste, ultbefangcne Lektüre vermittelt.

Spcziell im Ausländerrecht entbindct der Kernbercichs-

sôhutz clen EuGH und nationale Gerichte nicht von cler

einzelfallbezogenen Gegenüberstellung von staatlichen Ge-

meinwohlbelangen sowie individuellen Schutzanliegcn. In

der ersten Folgèentschcidung hat dcr EuGLI seine 'fheorie

vom Kernbestãnd denrl auch nicht auf dcn Ehegattennach-

zug ausgcweitet, sonclcrn auf das nationale Recht verwic-

sen,
iw

Rudiger Obarowski*

Die Vergleichsklauset in der Rechtsschutzversicherung und ihre- Bedeutung für die anwaltliche Praxis

Bei rechtsschutzversicherten Mandanten ist im Falle einer
gütlichen Erledigung darauf zu achten, dass eine Kosten-

regelung erfolgt, die dem Verhältnis des Obsiegens zum
Unterliegen entspricht. Andernfalls drohen dem Mandanten
Leistungieinschränkungen und der Anwalt låuft Gefahr, we-
gen Schlechterfüllung des Mandatsvertrags seinen Gebüh-
ienanspruch zu verlieren. Die entsprechende Regelung in
den Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversiche'
rung (ARB) ist keine leichte Kost. Anhand von Fallbeispielen
werden im Folgenden die wichtigsten Problembereiche auf-
gezeigt. lm Vordergrund stehen dabei die bislang ergange-
ñen aCH-fntscheidungen sowie die aktuellen Diskussions-
punkte.

l. Einführung - der Loreleyfelsen

l:ine Schifffahrt ar¡f denl lìhein kann sehr romantisch sein.

Nähert sich clcr SchiÉfer allerdings der Lorcley-Passagc, dro-
hcn gcfährliche 'liefen und Strömurtgen' Dass diese auch
heute noch - mit den rWorten von Heinriclt Heine gespro-

che¡l - ,,fatale Wirkung auf den Schiffer" haben können'
zcigtc die l-Iavarie eines T'a¡rkermotorschiffs im Januar dieses

Jahrcs. Ebenfalls unangenehme Übcrraschungen, wenng.leich
nattirlich im Ausmaß nicht vergleichbar ¡nit einer Schiffs-
havarie, könncn ein Versicherungsnehmer und sein Anwalt
mir dcr Rechtsschutzversicherung erleben. Steuert eine recht-
lichc ¡\r¡scinandersetzung auf eine gütliche Erledigung zu,

clroht ei¡re Begcgnung mit clem Loreleyfelsen der Rechts-

schl¡tzversicherung - die so genannte Vergleichsklausel. Un-
ter Umständen verwcigert der Versicherer - ganz oder zum
Teil - dic Übcrnahme dcr Kosten unter Hinweis auf ç 5 III b
ARB 9412010 bzw. ñ 2 III a ARB 75. Nach dieser Regelung
<>rienticrt sich bci Vergleichen die Kostenübernahme durch
den Versichercr am Erfolgsverhältnis in der Hauptsache.
überni¡nmt cler Vcrsicherungsnehmer höhere Kosten, als dies

seincr¡ lJnterliegen in der Hauptsache entspricht, muss er
tlicsc sclbst tlagerì. Inz.rvischen hat sich der BGH in vier Ent-
sclrci<lungcnr mit der Klausel befasst und wichtige Orientie-
rungshilfcn formt¡liert. Dabci geht dic erste Entscheidung, die
sich vorrangig ntit dem Zrvcck der Klat¡sel befasstc, schon
atri clas Jahr 1977 z.urück. Scheinbar ist aber cloch nicht alles

klar, clenn clic ch'ittc Entscheidung vom 25. 1,.2006 wircl in
dcr l.itcratur untcrschiccilich intcrpreticrt und es wird zuneh-
rneucl einc von g 2 lll a ARB 75 abweichende Auslegung des

- r'onr ,llGH2 bislarrg rìur âm Rande bchandelten - $ 5 III b

,\RB 9412010 diskutiert bis hin zur vereinzelten Feststellung,
cliesc neucrc Fassung der Klausel verstoße gegen das Trans-

parenzgebot uncl sei cleshalb t¡urvirksam. I)ie viertc' ganz

àktuclle Entscheidung vom 25. .5. 2011 befasst sich im Rah-

men des $ 5 III b AlìB 9412010 mit der Obsiegensquote in

einem speziellen Fall uncl zcigt zugleich atrf, dass dic ncuerc

Klausel^inhaltlich der Vorgängerklausel entspricht und kei-

neswegs wegen Intransparenz unwirksam ist.

ll. Das Grundprinzip der Klausel

Fall L:Der Versicherungsnehmer klagt auf Rùckzahlung eines I)arlehens

in Höhe von 10000 Euro. Der Gegner wendet Schenkung ein und es

kommt zu einer Beweisaufnahmc, deren Ergebnis für den Vcrsicherurlgs-

nehmer eher ungünstig erscheint' r\uf Vorschlag des Gerichts schlicßen

clie Partcien elnen Vergleich, rvonacll del VersicherLrngsnchntcr

5000 [;.uro erhält und die vollen Kosten des Rechtsstreits überninrntt.

Zv einer Kostenübernahntc rvar der Gcgner nicht bereit.

1. Hypothetischer Ausgang irrelevant

,,lch weiß nicht, was soll es becleuterl '.." wird sich - t¡nr

noch cinmal das Gedicht zurn Lorcleynlotiv a:lfzt¡grcifcn -
mancher Versicherungsnehmer zunächst fragen, wenn cl ei-

nen crsten Blick in die tsedingungsregelung wirft. Bei näherer

Überlegung erschließen sich inhalt und Zwcck aber auch für
einen þristischen Laien recht schnell. Ihm ist das Prinz.ip

,,\ler ïcrliert, bezahlt" geläufig u¡rcl er wird bei aufrnerk-
samer Beachtung des Wortlauts der Klausel erkennen, class

sein Rechtsschutiversichercr ihm nach einem Verglcich ohnc

Rücksicht auf die ursprüngliche Rechtslage nur diejcnigen

Kosten der lìechtsverfolgung erstatten muss, die ihrn im Fall

einer Entscheiclung durch Urteil gern. $$ 91, 97 ZPO vom

Gericht auferlegt worden wären, wenn es cin Urteil mit clem-

selben Inhalt rvic im Vergleich erlassen hätte',

'Irotz dieser Leitplanken des BGH r'verden gelegentlich Regc-

lungszweck uncl Regelungsinhalt urrzulässig verkürz.t. I)er
Gmndgedanke der Vorschrift ist es zlvar, I(ostcn von der

Erstattungspflicht des Versicherers auszunehtnen, dcren

Übernahme der Versicherungsnehnrer dem Cìe¡;ner zttgcsteht,

um vorì ihm Zugeständnissc in der Llauptsache zt¡ erhalten.

" I)cr Àutor ist ìVlitarbeitcr der AIì,\(ì i\llgcrneinc Ilechtsschutz-Versiche-
rurtss i\G. Er bearbcitct in ßecknuuutlì¡4tttuscbe'Becknttrrrr, Versiche-

runfsrcchts-Hdb.. 2. Aufl . (2009), die Spartc Rcchrsscht¡tzvcrsichert¡rtg
(s 37).

1 BGH, VcrsR 1977, 809 = lleckRs 1977,30397440; NJV 1982' I 103 =

versli 1982, 391; NJW 2006, l28l = Vcrslì 2006' 404l' NJW 201 l.
2054 (unter Nr. I I in dicsenr Heft).

2 BC¡I, NJ\V 2006, 513 = Vcrsll 2005, 1725 (ìvfehrvergleichs-[ntschci-

dung)
3 BGÈ/,VersR 1977,809 = BecklìS 1977,30397440.
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I-Iieraus kann aber nicht abgelcitcr wcrden, die Klausel sei
dann nicht anlvendbar', wenn der Versicherungsnehmer auf
Gruncl der Rechtslagc odcr wegen Fehlen eincs Kostenerstat-
tunfasanspruchs keine Chance gehabt habe, die I(osten auf
clen Gegncr abzuwälz.en und dahcr keine ,,freiwillige" [rzw.
,,urtnötige" Kostenübcrnahme vorliege. Auf solche an die
rnatcrielle Rechtslagc anknüpfencle Erwägungen, für die im
Einz-elfall crfahrungsgemäß nur schwer feststellbare Umstän-
de maßgcbend wären, soll cs bei der Anwendung dcr Klausel
crsichtlich nicht ankommen. Aus Vercinfachungsgrtinden
stellt cler Vclsicherer allei¡r auf das rechnerische/wirtschaftli-
chc Erfolgsverhältnis ab u¡rd nimmt da¡nir in Kauf, dass der
Vcrsicherungsnehmer es bei fehlendcr Zustimmung des Vcr-
sicherers zur Kostenübernahme gcgebenenfalls auf eine strei-
tige F.ntscheidung ankommen lässr, clie den Versichercr unter
lJmstänclen mit noch höhcren Kosten belastet. Die Abkoppe-
lung von der materiellen Rechtslage dient aber auch dem
Versichemngsnehnler selbst. Die Klausel bietet ihm auf diese
Wcisc ein einfaches Prinzip, anhand dessen er prüfen kann,
ob er für eincn Rechtsfall Kostendcckung erwarten kann.

Da sich die Leistungspflicht des Versicherers allein nach dem
Erfolgsvcrhãltnis beurteilt, nicht hingegen nach dem hypothe-
tischen Ausgang der lìechtsstreitigkeit ocler nach einem ge-
richtlichcn Vergleichsvorschlag, hat der Versicherer im Fall 1

nur .50% der Kosten zu tragen. Nur zur Klarstellung: l)er
Vcrsicherer kann und will nicht verhindern, dass sich der
Vcrsicherungsnehmer mit dem Gegner wie geschehen einigt.
Er will nur nicht die Kostcn tragen, die auf die Obsiegens-
quore entfallen, uncl dessen muss sich der Versicherungsneh-
rner bei Abschluss des Vergleichs bewusst sein. Dabei ist nicht
ausgeschlossen, dass der Versicherer im Einzelfall aus wirt-
schaftlichcn Gründen von der Anwendung der Klausel ab-
sieht. Einen Anspruch hierauf hat dcr Versicherungsnehmer
abcr nichr und er ¡nuss damit rechnen, dass der Versicherer
im Zweifcl streng nach dcr Klausel verfährt und eine darüber
hi nausgchende Kosteni.ibernahrne a blehnt.

2. Alle Kosten maßgebend (nicht nur die Einigungs-
gebühr)

Da im Falle einer Entscheidung nach g 92 Zl>O sämtliche
A¡rlvalts- und Gcrichtskosten berücksichtigt werden, ist auch
bci Anrvendung der Vergleichsklausel hierauf abzustellen.
Hieran bcstanden auch bczüglich des $ 2 III a ARB 75 nie
ernsthafte ZweifeL Hinsichtlich der Neuregelung in $ 5 III b
ARB 94, die mit dem Austausch der Begriffe ,,Obsiegen/
Untcrliegen" durch,,Angestrebtes Ergebnis/erzieltes Ergeb-
nis" lcdiglich eine besscre Verständlichkcit und Fokussierung
auf das wirtschaftliche Ergcbnis bezweckte, ist jecloch eine
Diskussion dazu entstanclcn, ob sich die Klausel eventuell auf
die von Anwalt bcrechnete Einigungsgebtihr beschränkt.
f)iejenigen, die diese Auffassung vcrtreteno, berufen sich auf
den \íortlaut, wonach von Kosten die Redc ist, ,,clie im
Zusarnmenhang mit einer einverstäudlichcn Erledigung ent-
standen si¡rd". Hieraus rvird abgclcitet, class Gebühren, die
schorl vor dem Vergleichsschluss angefallen sind, nicht zu
bcri.icksichtrgen scicn, dcnn der Versichcrungsnehmer könne
clies auch so vcrstehe¡r.

I)cr genannten Auffassung r,r,ird zu Rccht widersprochens.
Zunächst dürftc unstreitig sein, dass der Klar¡selzweck des

$ .5 III b ARB 9412010 mit de¡n des g 2 III a ARB 75 identisch
ist. Entscheiclencl ist nun, ob er für den durchschnittlichen
Vcrsicherungsnchmer auch bei der Neuregelung erkennbar
ist. I)ies ist bci näherer Betrachtr¡ng eindeutig zu bejahen.
Ab¡¡cschcn davon, dass dcr durchschnittliche Versicherungs-
nchnrer kein Kostenexperte ist uncl cinzelne Gebührentat-

bcstände in der Regel gar nicht kennt, rvircl cr auch nach clenl
Wortlaut des $ 5lll b ARB 9412010 clas an $s\ 91,97 ZPO
angelehnte Prinzip erkennen: \ü/er verliert, zahlt - nicht nur
eine einzelne Gcbühr. Also sind u'ic bci cincm Urtcil clic
gesamten Kosten des Rechtsstreits zu bcrticksichtigen. Anclcrs
macht die Rcgclung auch keincn Sinn, dcnn fi.ir cinc l\ufspal-
tung der Rechtsverfolgung in zrvei selbststiindige Àbschrritte

- bis zur Einigung und ab dcr Einigung - gibt cs kcincn
erkennbaren Grund. Andcrs zu beurteilen vr'äre clic Rcchrs-
frage nur clanu, rvenn clem Wortlaut cler Klausel unzu,eifel-
haft eine Beschränku¡rg auf clie Einigungsgcbühr zrr cntnch-
men wäre. Dies ist aber nicht der F'all, c1a die l(lausel gerriru
wie die übrigerr Regelungen cles $ 5lll AIìl] 9412010 kcirrc
Gebtihrentatb€stände nennt uncl clas Erforclernis eines ,,Zu-
sammenhangs" mit der einverständlichcn Erlccligung cs nicht
ausschlicßt, dass auch zeitlich vor cler Einigung angefallene
Kosten erfasst werden, zumal $ 8 RVG die ,,F.ntstehung" der
Vergütung an der Beendigung der Àngclcgcnheit fcstrnachr.
Entscheidcncl ist damit der erkennbare Zrveck der Klausel,
der - wie vom BGH wiederholt entschieclen - auf eine hypo-
thetische Kostcnentscheidung im Urteil abstellt. Sor¡it sincl
sämtliche ¿\nwalts- und Gerichtsk<¡stcn zu bcriicksichtigcn.

lll. Gegenüberstellung des Gewollten und des
E rreichten (,,Erfolgsverhältnis")

Die unterschicdliche Bewertung des Erfolgsverhältnisses inl
Einzelfall gibt irnmer wieder Anlass für Deckungsklagen.
Deshalb sollen hier zwei häufig anzutrcffcnde Fallkonstclla-
tionen kurz angesprochen rverden. l)amit verknüpft ist die
Fragestellung, inwieweit der Versichcrer etw¿rigc im Zusam-
menhang mit dem Vergleichsgegenstancl stehende, rniterleclig-
tc weitere Angelegenheiten zu bcrircksichtigcn hat (sog.

Mehrvergleich).

L Häufige Fallgestaltungen

a) Nichtabnahme

Fall 26: Der Vcrsicherungsnehrner kar¡ft eincrr gcblauchtcn Pks'. Noch
vor der Übergabc 6cht cr den Vcrtrag rvcgcn arglistigcr Tãuschurrg an
trnd rvird sodann vonl Verkãufcr auf Zahlung des Kaufpreises irr l-löhe
von 10000 Euro verklagt. Nach llerveisat¡fnahnre schließen die I)arteien
einen Vergleich: Der Versicherungsnehrner zahlt z.unr Ausglcich särntli-
cher Ansprtiche aus dcm Kaufdcs Pkrv 1500 E,uro an den Gegner; die
Kosren des Rechtsstreits trägt der Versicherungsnchnlcr. Dcr Vcrsichcrcr
will nur 157o der Kostcn übcrnch¡ncn. Zu lìcchr?

Dass der Versicherungsnehmer als Käufcr die gekaufte Sachc
nicht abnehmen will, ist ein häufiger Streitgegenstand. F.nt-

scheidend ist hier, worauf sicl-r der Vergleich erstrcckt. Gcht
es wie im Fall 2 um die Abwehr eincr Zahlung,sverpflichtLrng
und verzichtet der Versicherungsnehmer im Vergleich ar¡s-
drücklich auf seinen l.ieferungsanspruch, so ist clcr \lcgfall
dcs Licferungs- und Übereignungsanspruchs als q'irtschaftli-
che L-eistung zu berücksichtigcn. Bei Gleichu,ertigkeit mit cler

Zalrlungsvcrpflichtung ftihrt die Zahlung r,on 1.500 E,ulo cla-

mit zu einem vollständigen Untcrliegcn, so dass clcr Vcrsichc-
rer die Kostenregelung im Vergleich akzcpticrcrt Ir.tuss. Àn-
ders stellt sich clic Sachlage dar, rvenn cler Anrvalt ausschlicfi-
lich mit der Abwehr einer Abnahmcvcrpflichrung odcr von
Stornokostcn bcauftragt ist. Führt ein Vergleich dazu, class

OI.G Hamm, NJW-RIì 2005, 331 = VcrsR 2005, 1142 (ll.l.i untt'r
2bl; Harbauer/Bcacr, Rechtsschutzvcrsichcrung, 8. Àt¡fl. (20t0), ¡ .t

¡\RB 2000 Rdnr. 197.
LG Bochun, NVcrsZ 2001,524 = r + s 2001, 154; zlG Buclrcu,l)rt. r.
15. 3. 2007 - I C 23107; Annbriister,in: l'rölss/lvlartitr, WCì, 28. ,\ufì.
(2010), $ 5 ¡\RB 2008 Rdnr.49; Versichcrurtgsor¡tbuclsnr¿rrt v. 20.9.
201 0 - r\2.. 0423 5 120 1 0 -C.
Angelchnt an BCH, NJW 1982. I l0i.
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rler Vcrk¿iuftr von seiner Forcleruug Abstand ninrrnt, ist von
cincnr Obsicgen <lcs Versicherungsnehrners auszugcherr.

I>) Riickahuicklung uon Verträgen

&¡ü J;: Dcr \/ersichcrungsnehmer. verlangr die lìiickabrvicklung eines
Ncrrrvagenkar.riverrrâgs, rveil cr nach ül¡ernahnrc des Fahrz.eugi I_ack-
fchlcr fcsrgcsrcllt hat. Die Vcrhandlungen ergebcn, dass der Versiche-
run.gsnchrncr <las Fahlzeug gegcn Åustausch nlit einent identisclrc¡r Neu-
firhrz,eug zuriickgeben kann. Fi.ir cinc Mehrdusstattung im rWerr von
1300 l:t¡ro nruss cr einc Zuzahlungin I.löhe von 700 Ë,uro vornehmen.
lìcziiglich clcr Kosten rvircl Kosrcnauflrebung vcreinbart.

Da hicr clcr Leistungsausrauscll ,.hon ,tnttgefirndcn har,
kann - anders als in clen Nichtabnahmefâllen --der ursprüng-
liche Liefcrungsanspruch nicht berücksichtigt werden. 

-Dringt

also dc¡' Versicherungsnehmer mir seinem Rtickab*ickl.,ngi-
bcgchren durch, hat er obsiegr, so dass im Fall 3 der Vér-
sicherer kcine Kosten zu i.ibernehmen hat. Auch bei einer
Entscheidung clurch Urteil hätre der Versicherungsnehmer
keine Kostcn rrâgcn müssen. Der Ausrausch durch-ein Neu-
falrrzeug cntspricht dem verfolgten Zicl des Versicherungs-
nehnlcrs r¡ncl kann nichr als Teilunterliegen bcwerret rverdãn.
Das Gleichc gilt ftir clie Zuzahlung, da der Versicherungs-
ncluncr einc rninclcsteus gleichrvertigc Gcgenleistung erhãlr
uncl clanlit ein mcssbares Unterliegcnìicht fesrsrellbaì: ists. Je
nach Sachverhalt sincl allerdings auclì andere Obsiegensquó-
ten nröglich. I-ässr sich das Erfolgsverhälrnis nur ganz schwer
bestirnrncrr, nruss cler Versicherer nach Treu uñd Glauben
cinc Kostcna uf Irebuug akzepticrene.

Ähnlichc Ìfragesrcllungen ergcben sich bei Grundsti.ickskauf-
vertr-ägcn,. wenn Gervährleistungsansprüche geltend gemacht
rverclcn oder dcr Vertrag angefochtenwird. Eine wirtichaftli-
chc Berrachtung ftihrr hier rcgclmäßig zu klaren Ergebnissen.
So isr z, B. der Versichcrungsnehrncr als Verkäufer voll unter-
legcn, u,enn cr sich irn Verglcich verpflichret, an Stelle des
gegcn ihrr eingeklagten großen Schade¡rsersarzes den kleinen
Schaclensclsatz. fiir Mängel ohne Rückabwicklung des Kauf-
\¡errrafls z-u zahlenr0. Eneicht umgekehrt der Veõicherungs-
rrehnrcr als Verkäufer uncl Anspruchsteller an Stelle der iu-
n¿iclxt verlangren Iìiickabwicklung eine Reduzierung des
I(aufprciscs,.isr von eine¡n vollstänäigen Obsiegen deì-Ver-
siclrerLrng,snehrrrers auszlrgehen. Im Zweifel wird er dieses
F.rgcbnis von Anfang an angestrebt habcn.

2, Mehrvergleich
It¿l! 1tt: l)er \¡crsicher.er hat clenr Versicherungsnchmer ftir clie Aus-
cinanclc¡'sctzung rnir seirrern Vcnnicter iiber ì\{õdernisicrungsmaßnah-
¡ncn cinc l)cckungszusagc erteilt. Es kornmt zu einer. abschließenden
Vercìnbarung,, in del auch ein ncuer Mietvertrag abgeschlossen rvircl.
Del Vcrsichercl rvcigerr sich, clcn auf dic Vereinbarungdes Miervcrtrags
crrtfallcnclcrr'l cil dcr r\¡ru'altsrcchnun¡¡, zu bezahlen.

Soweit in cinern gcrichtlichcn Verglcich außcr den rechrs-
hängigen 

. 
Anspri.ichcn noch ander:c Gegenstäncle geregclt

rverclcn, dic ftir sich gesehen nicht strcitig waren, srellr ilch
clie Frirge,.ob. ar¡ch cliese unrer dic Deckung fallen. Liegt
i¡rsovveir übelhaupr ein Rechtsschutzfall i.S. des s\ 4 ARI]
vor?.Ì)jc ¡¡leichc Problernatik kanu sich bci cinem außcrge-
richtlichcn Vcrgleich erqebcn. Nach ciner Entscheidung ães
IJGIJ vonr 14.9.20051¿ isr die lìechrsfrage so zu lösenl wie
ci¡r chrrchschnitrlicher Versicherungsnehmcr die Vergleichs-
klausel vcrstehen ¡nuss: Gcdeckt sincl auch solche kost.n,
clie clurch dic [,inbeziehtrng rveircrer Streitgegenstäncle ent-
stanclc¡r sind, ,,sorøeit diese mit dem eiceitlichen Streit in
re chtlicbent Zusantmenhang stchen u,ld der Versicherer
tuch-fiir diese grundsätzlich Rechtsschutz zu gewähren hät-
te". Konkrct enrschieden wurde insowcit ein (lobalvergleich
in cinen.r Ktìncligun.gsschutzprozess, in welchem zur Gãsam-

tcrledigung clcs r\rbeirsvcrhältnisses rvcircrc Gegensränclc
(Freistcllung, Zeugnis, Schlüssclübergabe) in clcn Vergleich
einbez.ogen wurdcn.

Bislang wenig diskutiert isr dic Frage, wie dic gcnannre lìrr-
scheidung des BGIl auf lìechtsgebiete außerhalb clcs Arbeirs-
rechts umgesetzt werden kann, Vährcncl dcr ìVfelrrvcrglcich
im ¡\rbeitsrecht häufig vorkommr, haben Mehrvcrglciche in
ancleren Rechtsgcbicten eher Zufallscharaktcr. \ío clanu clcr
vom BGH geforderte ,,rechtliche Zusa¡nmcnhang" gegcbcn
ist und wo nicht, ist nicht leichr zu l¡eanrworrcn. Im Fall 4,
den das AG Leipzig noch vor der Entscheiclung des BGH zu
klären hatte, wurcle clie Eintrittspflichr ftir den Abschluss dcs
neuen Mietvertrags belaht. Nach den Kritericn des BGI-/
dürfte das aber nicht richtig sein, denn die verglichcnen
Punkte stehcn in keinem rechtlichen Zusanrnrenhang. I licr.
kann der verständige Versicherungsnehmer nicht clamir rcch-
nen, dass ihm der Versicherer clie Anwaltsvergütung für dc¡r
Abschluss eines ueuen Mietvertrags bezahlen rvird. \ü/ie ist
aber zu entscheiden, wenn sich in cinem Räumungsver.qleiclr
dcr Vernrieter zur Zal.tlung einer Abstandssumnle ai dcn
Mieter.vcrpflichtet? Maßgebencl dürftc hier clie l..ntstehungs-
geschichte sein. Sollte mit dcr Zahlung einem möglichcrr
Scltadensersatz rvegen vorgcäuschten l.ìigcnbecla rfs oclcr. clcr
Abgeltung von Investitionen l{cchnung gctragcn rverdeu,
könnre der rechtliche Zusarnlnenhang gegeben scinri. Anders
wärc es, rvenn dcr Ver¡nietcr mir seiner lZahlung clas Kiincli-
gungsschutz.recht des Mieters nur,,abkaufen" rvolltcl'1.

I-Iinrveis: Auf Grund dcr Enrscheidung dcs llGH habcn cin-
zelne Versicherer ihrc Vergleichsklausel modifizierr. Es isr
daher unbedingt das für den Mandanten gültige Bedingungs-
werk einzusehen. Neuere Klauseln sind s<¡ abgefasst, clàss
nicht streitige Forderungen, die in einenr Vergleich mitgcre-
gelt wurden, ausdrücklich von der Kostenübernahme-aus-
genommen rverclcn. S5 n dcr GDV-Musterbcdingungen
(ARB 2010)'' löst dies über eine z.usärzlichc Klausel unter-lit.
h.

lV. Sonderfall:5 91 aZPO

F¿l/ J: Vie lrall l, allerdings cnthälr der Vergleich die lìcgclung, ctass
das Gericht nach g 91 a ZPO über dic Kosten entscheiden soll. Es crgcht
ein Bcschluss, rvonach der Versicherurrgsnehrner die vollcn Kostcn cles
Rechtsstrei¡s zu tragen hat. l)cr Versicherer rvill nur J0% de¡ Kosrcn
ül¡ernehrnen. Zu Recht?

Nach herrschender Mcinung i¡r Literatur uncl Rechrsprc-
chungl6 ist der Versicherer ãn Entscheidunge,r nach ss ö1,r
ZPO gebunden, d. h. die Verglcichsklausel soll in ciicsen Fül-
len nicht anwendbar sein. ¡\ls Be¡¡rtindung rvird angcgcbcn,

7 Angelehnt an LG Bocbun, NVersZ 2001,524 = r + s 2001, 1.54.
8 Ebcnso OLG llanbwg,Bcschl. v.4.9.2009 -9U211108; LG I.,tnds-

Itt{, NJW 2011,2063 (unrer Nr. 16 in dicscrn llefr); /.G ll.rútu,eil,
NJV/-RIì 2011, 613; AC Niinberg, r + s 2006, 452 AG Marsbcrg, r +
s 1999,30.

9 BGH, NJ!í 201 l, 2054 (unter Nr. 1 I in dicsern l-lefr).
l0 I-G Mönchengladbach, NVersZ 2Q02,139 = VersR 200t, 1280.
1l AG Leipzig,Nz\/l 1999,192.
12 O. l;ußn. 2-

13 )rg!. l..G Freiburg, NJW-RR 2008,416; l-G Snugnrt, NJW-lìlì 200"1,
242.

14 LG Bonn,r + s 1990,241.
t5 rutu11'.gclv.de (Publikarioncrr,/Versichenrngsbedingungen).
16 OLG.lIanur, NJW-lìll 2005, 331; OLG Karlsiuhò, VersR 19S4, tìj9;

LG Köln, r + s 2006, 453; HarbauerlBaaer (o. Ful3n. 4), s\ 
j Alìll 2()0d

Rdnr. 200; Arntbrüster, in: Prölss/Martil (o. Iir¡ßn. 5), \i 5 1\RB 2008
Rdnr.61;.a.4. LG l)ocbunr, NVersZ 2007, 524 = r + s 2001, 154;

Q byqas ! t, in: B e cknt an n / M at u s ch e-B eck manr, Vcrsichcrungsll-I Idb.,
2. Aufl. (2009), s\ 37 lìdnr. 199;begrenzr auf S 5 (3) b ARll"94ff: u¿¡i
Bähren,Z^P 2002, Fach 10, S. 191 (1921; Cornelius-\Yinklcr, Iìechrs-
schurzvcrsicherung, Leitfaden fiir die Praxis, 2. Aufl. (2006),3. CZ (¡n
dcr 3. Aufl. [2008] offen gelasscn).
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dass der Vcrsicherungsnehmer ia nicht freiwillig Kosten ùber-
nommcn habc. Außerdem wcrde der Versicherungsnehmcr
clavorr ausgehcn, class der Gcsetzgebcr in $ 91, a ZPO eine
gerechtc Kostcnverteilung vorgeschrieben hat. Envas andercs
ergebe sich aL¡ch nicht daraus, dass $ 91 a ZPO die Berück-
sichtigung des Sach- und Streitstands anordnet.

Die herrschcnde Mcinung überz.eugt nicht. Richtigerweise ist
zu unterscheiden: Erledigt sich der Rechtsstreit durch ein
Ereignis, welches kein Vergleich ist, und es ergeht eine Kos-
tencntscheidung nach $ 91.aZPO, ist cler Versicherer hieran
gcbundcn. Dies ergibt sich daraus, dass der Versicherungs-
nchmer auf die Kostenverteilung keinen Einfluss nehmen
konntc. Die Vergleichsklausel gibt ihm keinen Anlass zu der
Annahmc, der Versicherer werde die Kostenübernahme be-

schränken. Erlcdigt sich die Hauptsache dagegen durch einen
Vergleich, ergeben sich für den Versicherungsnehmer drei
Möglichkeiten: F.r kann zum cinen mit dem Gegner eine

Kostenvereinbarung treffen (1). Trifft er keine Kostenverein-
barnng, gilt $ 98 S. 2 ZPO, also Kostenaufhebung (2). Der
Vcrsicherungr,nehmer und sein Gcgner haben aber auch die
Möglichkeit, sich darauf z.u vcrständigen, dass das Gericht
eine !.ntschciclung übcr die l(osten nach $ 9ta ZPO treffen
soll (3). In allen drci Fällen ist die Vergleichsklausel nach
ihrem Wortlaut und ihrem erkcnnbaren Sinn und Zweck
anwcndbar. Dies gilt auch für die dritte Variante, denn hier
trcffen dic Parteicn eine so genânnte negative Kostenregelung
und <lamit eine ,,andcre Vereinbarung" i.S. des $ 98 ZPO" .

Häufig wird es dabci so sein, dass die Entscheidung des

Gcrichts schon vorhersehbar ist oder die Parteien eine kon-
kretc Koste¡rverteilung sogar anregen. Aber selbst wenn dies

nicht so ist und die Entscheidung des Gerichts völlig offen ist,
gibt es keinen überzcugenden Grund, die Klausel nicht an-
zuwenden. l)er Versicherungsnehmer weiß, dass der Ver-
sicherer bei Vergleichen Kosten nur in Höhe der Unterlie-
gensquote trägt. Es gilt nichts anderes als bei einer Kosten-
regelung im Vcrgleich, die auf einer Anregung des Gerichts
unter Berücksichtigung dcs Sach- und Streitstands beruht' Da
wie dort gilt, was der BGH schon'J.977 festgestellt hat: Es

steht clem Versicherungsnehmer frei, ob und wie er sich mit
dcnr Gcgner vergleichsweise einigt; cr muss aber wissen, dass

der Vcrsicherer bei eincm Vergleich ungeachtet der Rechts-
lage nur dicjcnigen Kosten trägt, die dem Versicherungsneh-
mer bci eincr F.ntschcidung durch Urteil nach 9ç 9'l',97 ZI>O
auferlegt wordcn wären (,,lüer vcrliert, bezahlt"). Dass Kos-
tenentscheidungen nach $ 98 ZPO oder $ 91'a ZPO von
eincrn Gericl:t getroffen werden, ändert an diesem Prinzip
nichts; ar.rch hicr gilt ftir die Rechtsschutzdeckung, was in der
Klausel vcrcin[:art ist.

l:.ntgegcn der bislang herrschendcn Meinung hat also im Fall
5 der Versicherer nur 50% der Kosten zu tragen, weil cler

Versicherungsnehmer ztt 50/o mit seincm Begehren durch-
gedrungen ist.

V. Außergerichtliche Einigung

Dass der Anrvendungsbereich der Klausel auch außergericht-
lichc Verglciche erfasst, ist unstrittig. Kontrovcrs diskuticrt
rvird allerclings, ob von diesem Grundsatz unter Umständen
F,inschränkungcn zu machen sind. Deshalb bedarf dieser Be-

reich einer bcsonderen Betrachtung.

1. Vergleiche ohne ausdrückliche Kostenregelung

Fall 6rs: Der Vcrsicherung,snchmer hane sich an cinem lmmobilienfonds
bcteiligt und zu¡ Finanzierung seiner Einlage z.wci Darlehen aufgenorn-
nlen. lJnter Bcauftragung cines Rcchtsanwalts schloss cr mit den f)arle-
hensgcbcrn irn Streit um die Rückzahltrng clcr Kreditc außergerichtliclte

Vcrglciche ab, in clcnen er sich vcrpflichtete , ¿'ìtlf clic noch oficrlcrl f)¿rlc-
hensforderungcn noch bestimrnrc Beträge zu zahlcu. ì\lit dcr Lrfiilltrrlg
dcr Vergleichc sollten allc gcgcnseitigen Ansprüche der Partcicn rtrge-
goltcn sein. f)cr Versicherer lehnt die Kosrcnübcrnahtììe t¡rltcr :rrldcrctn

mit der Begründung ab, der Vergleich entsprächc nicht dcrn Vcrhältrtis

des Obsicgcns zum Unterliegen. Iliergcgcrt wendet clcr Vcrsichertrngs-
nehmer ein, dass er kcinc Kostenzugcständnisse z.tr l.astcn des Versichc-

rers gemacht habe. Dcr Vergleich cnthalte keinc Bestimrntrng iibcr tlic
Kostcnverteilung und es habe kcincn materiell-rcchtlichert Kostcncrstat-
tungsanspruch gcgeniiber dcn Kreditgebern gegeben.

Zum crsten Einwand, der Versicherungsnchmer habc kcine
ausdrückliche Kostenregelung getroffen, hat dcr IIGII irn

Fall 6 eindcutig und ülrerzeugend Stellung genommen: Dic
Klausel unterscheidet nicht danach, ob die Kostenpflicht clcs

Versicherungsnehmers auf ciner Übernahme durch dcn Ver-
gleich beruht oder ob sie die Folge eincs gerichtlichcn Ver-
glclchs nach g 98 ZPO ist. Sie ist deshalb auch cla¡rn :tn-
wendbar, wen¡r ein außergerichtlicher Vergleich kcirle ¿us-

drückliche Regclung übcr die abzurechncnclen Kostcn cnt-
hält und in entsprechender Anwcndurtg des $ 98 ZPO einc
konkludente Einigung übcr Kostenaufhcbung âttz-unchtnen

ist.

2. Anwendbarke¡t nur bei Verzicht auf vorhandene
Kostenerstattun gsansprüche?

In Rechtsprechung und l.iteratur wird teilweisc clic Meirrung
vertreten) die Klausel sei nur zu berücksichtigen, rvettn clcnr

Versicherungsnehmer gegen dcn Gegner ein materiell-rccht-
lichcr Kosteä.rrt.ttrnlrãnspruch z,igcstanden hatrcre' Nur
dann habe er ja ein unnötiges Kostenzugeständnis gemacht,

und wenn dies nicht der Fall war, könne sich clcr Versichercr
nach Treu und Glauben nicht auf die Klausel bertrferr.

Auch wenn dies in der Literatur teilweise anders gcsehert

wird2o: Auch zu dieser Fragestellung hat der BGH in seiner
Entscheidung vom 25. I. 2006 (Fall 6) Stellung gcnomrnen.
Die Begründung des Gerichts fußt darauf' dass rnit dem Vcr-
gleich iugleich weitere Ansprüche gleich wclcher Art, also

auch,,erwaige" Kostencrstattungsansprüche der Parteie¡r ttn-

tereinander, ãahin geregelt waren, class iede Partci iltre außcr-
gerichtlichen Kosten selbst trägt. Auf das tatsächlichc Vor-
üandensein cines Erstattungsanspruchs soll es clahcr rrach

Auffassung des BGH nicht ankommen. 'Wcr noch Zu'cifcl
hrr, *rg ich ergänzencl clie Entscheiclung der Vorinstanz2r
ansehcn. l)as Ilcrufungsgericht hatte dic Anr¡'endb¿rrkcit clcr

Klausel insbesondere deshalb vcrneint' weil clcr Versichc-

rungsnehmer keinen durchsctzbaren Anspruch auf Kostclrbc-

teiliþung der jcweiligen Kreclitgeber hinsichtlich dcr Anrvalts-
kosien fchabt habe . Dieser Argumentatio¡r ist der B(ìH nicht
gefolgt, cr konnte das Vorhandcnsein eines lJrstatturtgs-

ãnspiuchcs offen lasscn. Überraschend ist dic [ntscheicluni;
des-BGH letztlich nicht. Sie crgänzt die Lcitplanke, clic das

Gericht bereits im Jahre 1.977 gesetzt hattc: Unr clcn Vcr-
sicherer einer Prüfung dcr hypothetischen Rechtslagc 7-u ent-

heben;die häuñg mit großen Schwicrigkeiten vcrbt¡ndcn wä-

re, stellt die Klauscl allein auf das formalc Kriterium clcs

Erfolgsverhältnisses ab. Auch unter llcrücksichtigung scines

Intcresses an inciglichst lückenlosem Rcchtsschutz lvircl dcr

NJW 2Bl201 1 2017

BGH, NJW 1965, 103.
BGH. NM006.t281.
uan ljiih'renll'lote, Rechrsschutzversicherung,2. Atrfl. (2008), :q 5 r\llB
2000 Rdnr. 166; I-G Freiburg, NJW'RR 2010, 1545; LO Brcnren,
Nlll-RR 2007,1.404; dagegen, OLC Hanúwg, Bcschl' v 4.9.2009 -
9 U ZtttOS; OLG Hatnn, ÑISü-RR 1,999,1.403 = VersR 1999, 1276;
LG Limburp. Urt. v. 9. 11. 2010 - 3 1' 1 l1110' BecklìS 201 l' 05548;
Ílarbauer/Bãuer (o. Fußn. 4), $ 5 AlìB 2000 RclrrL. 198; Arnilriister,
it't: Prölss/Martin (o. Fußn. 5), $ 5 ¿\RB 2008 I{dnr. 59.

Cornelius-'ilinkløz (o. Fußn. 16), 3. Âufl. (2008), S' 98'
OLG Frankfurt a. M., r + s 2005, 332 = N.IOZ 2005' I 86.
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verstäncligc Versicherungsnchmcr bei aufmerksamer Beach-
tung des \üortlauts cler Klausel erkennen, dass ein durchsetz-
barer Arrspruch auf Kostenbeteiligung der Gegenseite nicht
vorausgesetzt wird. Dics zeigt ihm leutlich auch die in der
Klauscl gcnann¡e ¡\usnahme (..., ,€S sei denn, dass einc hier-
r'<ln at¡uveichenclc Kostcnverteilung gesctzlich vorgeschrieben
ist" - genrei¡rt ist ss l2a I ArbGG) uncl die Existenz der
cr¡;iinz.errden Variantc in $ 5 III a ARll (o,Kostcn, die der
Vcrsichcrungsnehmcr ohnc Rechtspflicht übernommcn har"),
u,o cs ausclrücklich auf dic Rcchtslage ankommen soll.

Ar¡ch r,l'cnn clic rechrlichen Bedenken wegen der Anwendbar-
kcit cler Klauscl in clcn genannten Fällen nicht begründet sind,
so ist cloch die teilweise geäußerte Kritik verständlich. Die
Klausel kann Vergleichsverhancllungen erschweren und es

gibt sichcrlich Falle, in dcncn cine Kostenüberbürdung auf
clie Gcgcnseite rechtlich und faktisch nicht durchsetzbar ist.
l)ies muss aber aus Praktikabilitätsgründen hingenommen
rvcrden. Fi.ir clen anwaltlichen Vertreter ergibt sich daraus die
Vera¡rtwortung, im Intercsse des Mandanten wirklich alle
Möglichkeitcrì einer Kostenerstattung auszuloren und in den
Vcrgleichsverhancllungen mit Nachdruck zu verfolgen. Auch
wcnn clern materiell-rechtlichen Erstattungsanspruch sicher-
lich Grcnzcn gesetzt sind: Für cine rcchtliche Durchdringung
clieses Themas di.irfte es - geradc unter dcm Aspekt des $ 280
IlGtì - noch einiges Potenzial geben¿¿.

3. Einseitiges Nachgeben

þall 7: Der Versicherungsnchmer macht nach einent Einbruchdiebstahl
bci scincrn l-lat¡sratve¡sichercr cincn Schaden in Höhe von 12 000 Euro
gcltcncl. Nach Linschalrung cines Anrvalts zahlt der Hausratversicherer
10000 F,uro urrd ¡rach rvcitcrem Schrifnvechsel rvciterc 1800 Euro. Da-
nrit gibt clcr \/crsicherurrgsnehmcr sich zufrieden, Der Rechtsschutzver-
siche¡'cr lchn¡ dic Übcrnahrne cler vom Anu'alt abgerechneten Geschäfrs-
gcbühr ab, u'cil dcr Vcrsicherr¡ngsnehmer nahczu vollständig obsiegt
habc, Aul3crclcrn foxlerr cr clcn bcrci¡s gczahlten Vorschuss vom Ver-
sic hcru n g,snch nlcr z.u riick.

(lanz so abwegig schcint die Auffassung des Vcrsicherers in't
Fall 7 nicht zu scir.r. Zumindest der \üortlaut der Klausel
könrrte clafür sprcchen, denn der Srreir hat sich ja ,,gtitlich
crledigt". Vor clicscm Hintergrund ist in der Iìechtsprechung
tcilvvcise die Anwenclbarkeit der Klausel bejaht wordenzr.
l)enr ist allerdings zu lìecht widersprochen worden2a. Zwar
kniipft clie Klausel nicht an ein (schuldhaftes) Verhalten wie
bci einer Oblicgenheit an. Dennoch ist nicht zu verkennen,
class dcr verständige Versichcrungsnehmer nach dem Sinn
und Zweck der Klausel mit einer Leistungseinschränkung nur
danu rechncn muss, wenn er übcrhaupt die Möglichkeir hat-
te, auf die Regelung der Kostenfrage Einfluss zu nehmen. Dies
ist aber bei cincr Erledigung durch Anerkenntnis oder Ver-
zicht nicht cler Fall. Eine Kostenregelung ist dann weder
ausdrticklich noch konkludcnt möglich. Fakrisch reduziert
sich cler Anwcndungsbereich dcr Klauscl damit auf Einigun-
gen, die lreim Anwalt zusätzlich zur Geschäftsgebühr eine
Einigungsgebühr nach Nr. 1000 W-RVG auslösen. Im
Fall 7 licgt ein schlichtcs Nachgeben vor und der Anwalt
kann nur einc Gcschäftsgebühr abrechnen. Diese muss der
Velsichcrcl z.ur Freistcllung cles Versicherungsnehmers iiber-
llehmen. Èr nrag clann übcrlegen, ob aus übergegangenem
lìccht beinr (ìcgncr regressierr werden kann, weil dieser even-
rue ll rnit dcr l.eistung in Vcrzug war oder aus $ 280 BGI] auf
Kostenersta ttung ha ftet.

ljr"vähnt sei in dicsem Zusammenhang, dass gerade die be-
schricbcnc Auslegurrgsfrage einzelne Gerichte dazu veranlasst
hat, eine Intransp-arcnz und clanlit Unwirksamkeit der Klau-
scl anz-unehmen". l)ass dieses Ergebnis zu wcit geht und
nicht richtig ist, z.eigen lrercits die ergangenen Entschcidungen

und Auslegungsgrundsätze des BGÈ/. Dessen Hinu,eise z.u

$ 5 U b ARB 9412010 in der Mehrverglcichs-Þìntschciclung
vom 1.4. 9.2005 machen deutlich, dass auch die Neufassung
der Klausel keinen Wirksamkeitsbcdenkcn bc¡;cgnct. l)as
Problem des ,,schlichten Nachgebens" lässt sich rvie dar-
gestellt durch Auslcgurlg zu Gunstcn clcs Vcrsichclun¡;snch-
mers lösen, so dass wciterc Überlegungcn zu cincr nröglichcn
Unwirksamkeit dcr Klauscl nach g 305 c oclcr $ 307 IìGtì
hinfällig sein sollten.

Vl. Anwaltliche Pflichten

Fal/ 8: !üie lrall 6. Nachdem dcr Versichcler einc Kosrentibcrnalune - zu

Recht - abgelehnt hat, rechnet dcr ¡\ns'alt gcgcni.ibcr dem lvlanda¡rten
ab. Dieser rveigert sich zu zahlcn, rveil er vom Anwalt i.iber dic Lcis-
tungsfreiheit des Versicherers niclrt aufgeklärt u,orden sei.

Ein Rechtsanwalt ist innerhalb der Grenzen des ihrn ertciltcn
Mandats verpflichtet, seinen Auftraggeber umfassend uncl

erschöpfend zu belehren, um ihm eine eigcnverantwortlichc,
sachgerechte Entscheidur-rg darüber zu ermöglichen, wie er
seine Interessen in rechtlicher und winschaftlicher Hinsicht
zur Geltung bringen rvill. Dies gilt in besonclerer'Süeise, wenn
ein Rechtsstreit durch einen Vergleich beendet werden soll.
[{ier hat der Anrvalt dern Mandanten diejenigen Schritte an-
zuraten, die zu denl erstrebten Ziele geeignet sincl, und Nach-
teile fi.ir den Auftraggeber zu verhindern, soweit solche vo-
raussehbar und vermeidbar sind. Dazu gehört auch dic Auf-
klärung über mögliche Risiken, clamit derì4andant zu cincr
sachgerechten Entschcidung in der Lage ist'o.

Ein Mandant, der von seinem Rechtsschutzversicherer eine
Deckungszusage erhaltcn hat, verlässt sich grundsätzlich da-
rauf, dass der von ihm beauftragte Anwalt dic Lcistungs-
begrenzungen nach den Rechtsschutzvertrag beachten
wird". Der Anrvalt muss dahcr imrner bedenkcn, class der
Mandant grundsätzlich kein eigenes Kostenrisiko tragen will
und sich haufig tibcr die Grenzcn dcs Vcrsichcrungsschutzcs
nicht im Klaren ist. Dies bedeutet, dass bei Vergleichs-
abschlüssen unbedingt die Gefahren des ,,l.oreleyfelsens" z.u

berücksichtigen sind. Wird also ein Vcrgleichsabschluss in
Betracht gezogen, bei dem der Versicherungsnchmer rnehr
Kosten übernehmen soll, als dies seiner Unterliegensquote in
der Hauptsache entspricht, muss der Anwalt den Mandanten
über die versicherungsrechtliche Lage und das daraus resul-
tierende Kostenrisiko informieren. Anclcrcnfalls ¡nacht er sich

Cem. $$ 675,280 I BGB schadensersatzpflichtig und läuft
Gefahr, seinen Gebührenanspruch zu verlieren. l{ierzu ergan-
gene gerichtliche Enmcheidungen'o verdeL¡tlichen dies nach-
drücklich.

In den Deckungszusagen der Versicherer wird in der Regel
auf die Vergleichsklausel ausdrücklich auf¡nerksam gemacht.

Vgl. z.B. Deckenbrock, NJ\V 2009, 1247; Kaiscr, NJV 2008, 1709;
Sc h I o s ser, NJOT- 2009, 2 37 6.
LG Miinchen, RVG-Rcporr 2005, 438; LC Ketnpte,t, NJW-IUì 1997.
1 181.
Hcithcr/Heither, NJW 2008, 2743; Döring, Vcrslì 2007, 770; Schnei-
der, VersR 2004, 301.
Z.B. LG Hagea, NJ!ü-Rll 2008,478 = r + s 2008, 190 m. zusr. A¡rn¡.
uan ßührcn; ausdrücklich dagegen: LG Hanl,turg, r + s 2009, 278i I-G
Kiel,r + s2009,279; AC Coburg, r + s 201 l, 1 15.
PalandtlGriinebarg, BGI], 70. Aufl. (201 l), S 280 Rdnrn. 69,72, 13

nrit Nachrv. zur Rspr. des BGÉI.
OLG Dässelrlorl, VersR 2010, 1503 = BeckRS 2010, 22029 llrt. t.
8. 5. 2008 - 24 U 2lll07, ßeckRS 2008, 19125;Tiedgens, r + s 2005,
489 (491l'.

28 LG l.andshat, NJSI 2011,2063 (un¡er Nr. 16 in diesenr Heft); f.(;
Uln,Urc. v. 23. 1. 2008 - I S l45l07,llecklìS 2011,05597; Urt. v.
12. 12.2007 -'l S 132107, BcckRS 201 1, 07878; AC Offenburg,Urr. v.
15. l. 2010 -4 C 381/09, BeckllS 2011, 05544; AG Dortntund,Urt. v.
14. 5. 2008 -411 C 4642107,BecklìS 201 l, 05608.
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Hicr solltc sich clcr Anwalt vorsorglich einen Merkzct¡cl an-
bringen. Auch wen¡r cin Vcrgleich nach dcn ¿\RB nicht rnit
clem"Versichcrer abgestimrnt" wcrden ,r-,rss2e, ist es häufig
ratsarn, dics dennoch z.u tun. Dcr Versicherer muss dann zeit-
nah prüfen uncl entscheiclcn, wie cr dic Klausel anlvendcn
rvill'ÌÖ. r\ußcrclem kann gcgebencnfalls in Erfahrung gebracht
,uverclcrr, ob sich der Vitãichcrcr ausnahmswcise-airs lvirt-
schaftlichen Gründen mit einer abrveichenden Kostenrege-
lung cinverstanden erklärcn will. Ergänzend hicrzu ist dcr
Manclant über Kostenfolgen und mögliche Flandlungsalter-
nativen aufzr.klären. Ilei gcrichtlichcn Verglcichen wird häu-
69 ein \üidcrrufsvorbehalt zweckmâßig scin- Ob die ,,Flucht"
irr derr $ 91 a ZPO ratsam ist, ist dagegen fragwürclig ' Zwar
lässt clie derzcit herrschenclc Rechtsprechung danach einc
Umgehung dcr l-eistr.rngsfreiheit zu, Süie oben dargelegt, er-

',r,eiscn sich aber clic dafi.ir her':rngezogenen Gründe nicht als

stichhaltig.

Vll. Fazit

1. Die Vcrgleichsklauscl gehört sichcrlich nicht zu dcn schö-
ncn Sciten clcr Rechtsschutzversicherung. Sie ist aber ltnl¡er-
z.ichtbar, um dic Versichertengcmeinschaft nicht mit Kosten
zu belastcn, clic normalerweise der Gegner tragen müsste.

Konsequcnzcn irn Einzelfall, die ungcrecht crscheincn mögen,
nrüssen aus Praktikabilitätsgründen hingenommen werden'

2. Dic Klauscl ist nicht intransparcnt. Sic ist allcrdings nach
den Verständnisniöglichkeiten eines durchschnittlichen Ver-
sicherungsneh¡rrcrs auszulegcn. Dies bedeutct z.8., dass Fälle

dcs schlichten Nachgebens ciner Partei nicht in den Anwen-
clungsbereich der Klausel gehörcn.

3. Grundsätzlich will die Klausel unnötigen Kostenzugeständ-
nissen dcs Versiclrerungsnehmcrs begcgnen. Sie hat aber nicht

zur Voraussetzung, dass clcr Gegncr tatsächlich z.ttr Kostctl-

erst¿ìttung verpflichtet ist. Einer Pflicht z.ur Prtifung clcr ruate-

riell-rechtlichcn Situation ist dcr Versichcrcr atts Praktikabili-
tätsgründen enthoben, es cntscheidet allein clas I:rfolgsvcr-
halmis irn Sinne einer obiektiv gcbotenen l(t>stenvertciltrng.

4, Auch nach dcr Fassung des $ 5 III b ARll 9412010 sincl alle

Vcrfahrenskosten zu berücksichtigen, nicht nur clic F.ini-

gungsgcbühr.

5. Werden unstreitige Punktc in einen Vergleich ciullczogcn'
sind sie beim Erfolgsvcrhältnis zr.r berücksichti¡ien, u'ctln c:lie

Kritcrien cler Entscheidung cles BGI-I vorn 14. 9. 200.Í ¡icge-
be¡r sind (insb. rcchtlicher Zusarnmcnhang). Dics gilt <lann

nicht, rvenn der Vergleichsmehrrvcrt atlf Gruncl citret' tlcttcrcll
Klauscl von dcr Deckung ausgenonrmctr ist.

6. r\nalog der Verabreichung eines Mcdikanlents ist auch bci

Vergleichsabschlüssen ùber,,Risikcn L¡nd Nebcnrvirkurlgcn"
zu beraten. Ergänzcnd zur ,,Packnn¡;sbcilage" (AlìÌJ, De-

ckungszusage) [ommt hier dem Anwalt im Dreiecksvcrhält-
nis Versicherer - Vcrsicherungsnehmet' (rVlanclant) - Rechts-

anwalt eine ze¡rtrale Rolle zu. Im lìahnlen scirlcr allgerncincn
Belehrungspflichten hat er den Ma¡rclanten iìber Hancllrrngs-

alternativen und mögliche Kostenrisiken atrfzuklärcn. Rat-

sam ist auch einc rechtzcitige Abstimmung mit denr Versichc-

rer. In dicscr 'sfleise kompctcnt betreut wircl cler aufgcklãrtc
Manclant die jeweilige Intcressenlagc bcsser verstchen uncl cs

lassen sich Haftungsszenarien rvie im Fall 8 beschrieben sou-

verän umschiffen. i.

BCH, NJ\V 1982, 1103.
OLG Kaln, NJtùø-llR 2007,685 = r + s 2007, 19 = \/crsl{ 2007' l0l
(abgclciter aus dcnr Grundsatz Treu und Glatrbcn)'

29
30

Zur Rechtsprechung

Richter Dr. Andy Ruzik, LL.M. oec*

Der Erfüllungsgerichtsstand nach S 29 ZPO bei
internationalen Flugreisen

l. Einleitung

,,Nchme ich die Flügel des Morgenrots und lasse mich nieder

arn äußerstcn Mccr" - so heißt cs in einem der schönsten
alttesta¡ncntlichcn Psahnenl. Die siegrcichen Kläger in dem
hier zu besprcchenclcn Verfahren lvaren weit wenigcr.ambi-
tionicrt: Sie wollten lediglich clie USA besuchen, und zwar
mit der Maschine ciner clort ansässigen Fluggescllschaft. Je-
doch verspätete sich ihre Reise unl 24 Stunden, weshalb sie

sich cntschlossen, Entschädigungsansprüch^c nach der euro-
päisclren Verordnr.utg i.iber Fltrggastrcchte' gcltend zu ma-
chcn. l)er iiGH hat nun anl 18. 1. 20 I l' cntschieden, class

diesc r\rrsprüche nach s 29 ZPO auch im Fall einer trans-
atlantischen - sprich: außcrcuropäischen - Vercragsbezie-
hung an dem Ort cingeklagt werden können, an dem clie

Reisc beginncn soll(te). Er greift hierfür maßgeblich auf dic
diesbczüglichc FJTTGH-Judikatur zurück, welche cinen ent-
sprcchenclen Gcrichtsstancl bcreits fi.ir innereuropäischc Iìälle
begli.indet hatte.

ll. Der EuGH in Rehder/Air Baltic

Dcshalb ist es für das Verständnis der BGH-Entschcidung
unerlässlich, zunächst die Übcrlegungcn des EuGH zu rek¿r-

pitulieren. Der ßGH hatte dem FuGFI clie Fragc vorgelc¡;t,

wie clìe autonome Definition dcs Erfilllungsortes in Art. .5

Nr. 1 lit. b zweiter Spicgelstrich EuCìVVO in Hinblick aui
Flugreisen und Entschädigungsansprüche ¡rach dcr VO (F.G)

o l)er Autor ist Richter im Bczirk clcs LG Aaclrcu, ztrrzcit bein¡ r\(ì
Aachen. - Besprechung von B(ìIl, Urr' r.' 18. l. 201 I - X Zlì "l/10.
NJV/ 2011, 2056 (unteì Nr. 12 in dicscm Heft).

1 Ps t39,9(Einhcitsiiberserzung).
2 VO (EG) Nr. 26112004 des-Etrropäischen Parlanrcrtts t¡nd ctcs llates

vor¡ 11.2.2004 über einc gcnrcinsarnc lìcgclrrng iiir Àtrsgleichs- trnd

Unterstütz.ungsleisrungcn flii Fluggriste irn l:all tlcr Nichtl'cförclerun¡¡

uncl bei Ann-ullierun! odcr großer Vcrspättrrtg von.!'lügert tttttl zur'

Aufhcbung der Vcroidnung'ílì\x'(ì) -sr. 29-;/9 I (,\BllU Nr. l 4(r r.
17.2.2004,s. tl.

3 BC;H, NJ\v 201 1,2056.


